
 

Landesverband Bayern  
des Bundes für Umwelt-  
und Naturschutz 
Deutschland e.V. 
 
Landesfachgeschäfts- 
stelle Nürnberg 
Bauernfeindstr. 23 
90471 Nürnberg 
Tel. 09 11/81 87 8-0 
Fax 09 11/86 95 68 
 
lfg@bund-naturschutz.de 
www.bund-naturschutz.de 

 
   
 
Per E-Mail an: 
Herrn MR Bronnen 
 
ReferatBII4@stk.bayern.de 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
            07.07.2026 

 

Stellungnahme des BUND Naturschutz in Bayern e.V. (BN) zum Entwurf des 
Fünften Modernisierungsgesetzes Bayern 
 
Sehr geehrter Herr Bronnen, 
 
anbei die Stellungnahme des BUND Naturschutz zum Entwurf des Fünften Modernisierungs-
gesetzes. Der BN ist im Bayerischen Lobbyregister mir der Registernummer DEBYLT00EC ein-
getragen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 

Martin Geilhufe 
Landesvorsitzender     
 
 0911-81878-23 
Fax 0911-869568 
Mail: martin.geilhufe@bund-naturschutz.de 
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Stellungnahme 

des BUND Naturschutz zum Entwurf des 

Fünften Modernisierungsgesetzes Bayern 

 

Nürnberg, 7. Juli 2026 

 

Einleitend verweisen wir auf die Allgemeine Würdigung in unserer Stellungnahme zum Ers-
ten Modernisierungsgesetz vom 23. Juli 2024 bzw. deren Leitgedanken: Die Evaluation und 
ggf. Straffung oder auch Abschaffung über Jahrzehnte gewachsener Vorgaben und Verfah-
rensweisen wird auch durch den BUND Naturschutz grundsätzlich begrüßt, darf aber keines-
falls zur Schädigung von Gemeininteressen bzw. zur Förderung von Partikularinteressen füh-
ren.  

Genau dies geschieht mit dem vorliegenden Gesetzentwurf aber, der in §2 wie nebenbei 
weitere Einschnitte in der Beteiligung, der Klagebefugnis und den Rechtsbehelfen von Pri-
vatleuten und in der Folge auch von Vereinen und Verbänden vorsieht. Zugleich soll damit 
die Pflicht der sachlichen Ermittlung durch die zuständigen Behörden eingeschränkt werden. 
Dies kann zum einen materiell zur teils irreparablen Schädigung von Gemeingütern beitra-
gen und wird zum anderen, so zumindest die Erfahrung und Befürchtung des BUND Natur-
schutz, das Vertrauen in den Staat und seine Handlungsfähigkeit nicht stärken, sondern viel-
mehr zu abnehmender Identifikation und neuen Konflikten führen. 

Vor diesem Hintergrund nehmen wir im Folgenden Stellung zu den in §2 des Fünften Mo-
dernisierungsgesetzes geplanten Änderungen am Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz und 
lehnen folgende geplante Änderungen als bürgerfeindlich und fachlich guten Entscheidun-
gen widersprechend ab. 

  

Zu §2 – Änderung des Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Nrn. 1 und 4 (Künstliche Intelligenz, automatische Einrichtungen) 

Die Änderungen sind aus Sicht des BN verfassungsrechtlich höchst problematisch. Das Vor-
haben besteht aus zwei Bausteinen, die zusammen gelesen werden müssen: 

- Baustein 1 (allgemeine Verfahrensklausel): Vollständig automatische Verwaltungs-
verfahren und KI-Einsatz sind vorbehaltlich anderer Vorgaben zulässig. 

- Baustein 2 (Verwaltungsakt-Ermächtigung, Art. 35 BayVwVfG neu): Ein Verwaltungs-
akt kann vollständig durch automatische Einrichtungen erlassen werden. 

Im Gegensatz zu der Bundesregelung des §35a VwVfG sieht die geplante bayerische Rege-
lung in Art.10/3 und 35/3 BayVwVfG keine Einschränkung vor, die Vorgänge mit Ermessen 
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oder Beurteilungsspielräumen von einer automatisierten Erledigung ausschließt. Weiter be-
inhaltet die Bundesregelung einen Fachrechtsvorbehalt, den die geplante bayerische Rege-
lung ebenfalls nicht vorsieht. 

Die Regelung dürfte damit Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz und Art. 3 der Bayerischen Verfassung 
widersprechen: Grundsätzlich hat die Verwaltung zu prüfen, welche Beurteilungsspielräume 
bei einer Entscheidung bestehen. Insbesondere ist zu prüfen, ob das Prinzip der Verhältnis-
mäßigkeit gewahrt bleibt. Ermessensausübung ist ein komplexer Vorgang, der folgende 
Merkmale aufweist: 

• Erkennen des Entscheidungsspielraums (Bewusstsein, dass nicht gebunden entschie-
den wird) 

• Abwägen der widerstreitenden Interessen und Belange im Einzelfall 
• Verantworten der Entscheidung durch ein zurechnungsfähiges Subjekt 
• Begründen der Wahl zwischen den Alternativen mit Bezug auf den Einzelfall 
• Überprüfbarkeit auf Ermessensfehler (Nichtgebrauch, Überschreitung, Missbrauch) 

Ermessen ist in der deutschen Verwaltungsrechtslehre stets an ein rechts- und zurechnungs-
fähiges Subjekt gebunden. Nur wer Rechtspflichten tragen und für Handlungen verantwort-
lich gemacht werden kann, kann Ermessen ausüben – im Gegensatz zu bloßer Ergebnisbe-
rechnung. 

Eine KI ist kein Rechtssubjekt. Sie hat keine Rechtspersönlichkeit, keine Grundrechtsbin-
dung, keine Amtspflichten und keine Haftung. Sie kann nicht vor Gericht stehen, keine Ver-
antwortung übernehmen und nicht die persönliche Integrität aufbringen, die §40 VwVfG im-
plizit voraussetzt, wenn er von der Behörde verlangt, das Ermessen „entsprechend dem 
Zweck der Ermächtigung" auszuüben. 

Wenn ein KI-System eine Entscheidung trifft, die formal dem Muster einer Ermessensent-
scheidung entspricht, liegt Scheinermessen vor: Das Ergebnis sieht wie eine Abwägung aus, 
ist aber keine. Es ist die Ausgabe eines statistisch-parametrischen Prozesses, dem weder 
Zweckbewusstsein noch Verantwortungsübernahme innewohnt. 

Daher kann der BUND Naturschutz die Regelungen zur Einführung eines vollständig automa-
tisierten Verwaltungsverfahrens nur ablehnen. 

 

Nr. 2 (Prüfung Einwendungen Dritter) 

Die geplante Regelung würde zu einer materiell-inhaltlichen Einschränkung des Amtsermitt-
lungsgrundsatzes in Bezug auf einen spezifischen Personenkreis, nämlich dritte Einwender 
im Genehmigungsverfahren, führen. Wird dadurch ein Verfahren möglicherweise abgekürzt, 
kann dieses selektive Vorgehen nachgelagerte und langwierige juristische, gesellschaftliche 
und andere Konflikte induzieren. 

Deshalb lehnt der BUND Naturschutz diese Regelung ab. 
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Nr. 5 (Sicherungsbescheid) 

Die Einfügung des neuen Art. 42b BayVwVfG ist aus Sicht des BN überflüssig: Die erhoffte 
Bindungswirkung dürfte bei Regelungen des Bundes oder der EU bestenfalls eingeschränkt 
greifen. Auch sachlich ergibt es wenig Sinn, einen Bescheid zu erlassen, obwohl er nicht dem 
aktuellen Stand der Technik entspricht. 

Der BUND Naturschutz empfiehlt den Verzicht auf diese Ergänzung – gerade mit Blick auf 
den mit dem Gesetzentwurf intendierten Bürokratieabbau. 

 

Nr. 7 (Erörterungstermin) 

Mit der geplanten Neuregelung plant die Staatsregierung, Erörterungstermine u.a. bei Plan-
feststellungsverfahren optional zu stellen. Tatsächlich bestehen, wie in der Begründung zum 
Gesetzentwurf ausgeführt wird, bereits zahlreiche Ausnahmen von der Pflicht zur Durchfüh-
rung eines EÖT. Die nun geplante vollständige Freistellung (im Rahmen der bundes- und lan-
desrechtlichen Grenzen) beschränkt die Rechte Beteiligter wie Dritter (Privatpersonen wie 
anerkannte Verbände als Interessenvertretung der Allgemeinheit) in unzulässiger Weise. 
Das in der Begründung geäußerte Vertrauen darauf, dass die Anhörungsbehörde schon „das 
ihr insoweit zukommende Ermessen pflichtgemäß aus[]üben“ werde, kann über diese Ein-
schränkung nicht hinweghelfen.  

Auch der Verweis auf EÖTs als vielfach „reinen Formalismus“ ist sachlich falsch: Nach der Er-
fahrung des BUND Naturschutz ergeben sich selbst bei einvernehmlich geführten EÖTs oft 
neue Aspekte, deren Identifizierung und Behandlung vor Ort nachgelagerte Konflikte und 
Verzögerungen verhindern kann. Der EÖT ist für die Öffentlichkeit und Betroffene vielfach 
die einzige Möglichkeit, mit Planern und Fachgutachtern direkt in Austausch kommen zu 
können. EÖT können Bürgernähe, persönlichen Austausch und im Idealfall Vertrauen schaf-
fen. Gerade in Verbindung mit geplanten KI-Auswertungen wäre der persönliche Austausch 
beim EÖT dringender denn je. Und selbst ein „rein formalistisch“ durchgeführter EÖT ohne 
neue Erkenntnisse bindet die beteiligten Parteien anders als ein einseitig ergangener Be-
schluss und erschwert nachgelagerte Obstruktion – was im Sinne der Staatsregierung und 
ihres Modernisierungsgesetzes sein sollte. 

Daher lehnt der BUND Naturschutz diese Regelung vehement ab. 
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